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Mach  
mit!

Mit rotem Fahrrad gegen Sozialabbau 
und Lohndumping  

Berlin, 29. April 2013. Die Direktkandidatin der 
LINKEN in Tempelhof-Schöneberg zur diesjähri-
gen Bundestagswahl, Azize Tank, ruft zur Teilnah-
me an den 1. Mai-Aktivitäten auf: DIE LINKE wird 
beim Protest gegen Nazis in Schöneweide, auf der 
Gewerkschaftsdemo und natürlich beim traditio-
nellen 1.-Mai-Fest auf dem Mariannenplatz prä-
sent sein. Mit den betroffenen Lohnabhängigen 
und den Gewerkschaften kämpft DIE LINKE für 
gute Löhne, auskömmliche Renten, gerechte Steu-
ern und ein soziales Europa. 
 „Wir erleben gerade, wie der andauernde An-
griff auf Löhne, Renten, Sozialtransfers und die 

öffentliche Daseinsvorsorge die Gesellschaft spal-
tet und die europäische Idee zugrunde richtet. Da-
mit muss Schluss sein!“, so Azize Tank. Für den 
nötigen Schwung sorgt das rote LINKE Fahrrad, 
mit dem sich DIE LINKE Kandidatin am Ersten Mai 
und in den kommenden Wochen im Wahlkampf 
durch Tempelhof-Schöneberg bewegen wird. Zur 
Erstbesteigung laden wir Pressevertreter herzlich 
ein: 
Am Dienstag 30.4.2013 ab 15:00 Uhr zur Lager-
halle der Firma Mihai.Mediaservice GmbH, Kon-
rad-Wolf-Str. 69, 13055 Berlin Abfahrt 16:00 Uhr.

Pressemitteilung: Mit rotem Fahrrad gegen Sozialabbau und Lohndumping - 
Azize Tank zum 1. Mai

In die Pedale, fertig los! 100 Prozent sozial und ökologisch mobil. Ab heute, 30. April, tummeln sie sich 
auf den Berliner Straßen, unsere knallroten Wahlkampf-Lastenräder. Fertig montiert waren sie schon, 
doch bevor es los ging, mussten sie zunächst noch ein bisschen verschönert werden. Da legten gleich 
einige Kandidatinnen und Kandidaten selbst Hand an. Nach einer kurzen Fahreinweisung ging es dann 
auch schon los. Vorneweg Petra Pau, Azize Tank, Klaus Lederer und Ruben Lehnert, gefolgt von einem 
bunten Trupp motivierter Genossinnen und Genossen. Klare Sache, der Wahlkampf kann kommen. 

DIE LINKE  Tempelhof-
Schöneberg (Feurigstra-
ße 68) ist eine Anlaufstel-
le zur Abgabe von Unter-
schriften. Wir sammelten 
198 Unterschriften.

MAI_LUPE_2013_Color_GRAU_ .indd   1 07.05.2013   14:41:11



Rathaus öffnen
Hier kurze Hinweise, wie 
man (derzeit) die Rat-
haus-Politik im Bezirk di-
rekt beeinflussen kann. 
Der Arbeitskreis Kom-
munales und die Verord-
neten von DIE LINKE be-
raten und unterstützen 
Sie/Dich gerne dabei.
Einwohnerfragen zur 
BVV: Zu jeder BVV-Sit-
zung können Einwohne-
rinnen und Einwohner 
am Anfang der Sitzung 
Anliegen öffentlich ma-
chen und eine Antwort 
vom Bezirksamt abfor-
dern.
Näheres: http://
www.berlin.de/
ba.tempelhof-
schoeneberg/politik/
bvv/frage.html
Bürgerbegehren und 
Bürgerbescheid:
Grundsätzlich sind Bür-
gerbegehren zu allen 
Themenbereichen mög-
lich, in denen die Be-
zirksverordnetenver-
sammlung (BVV) be-
schlussberechtigt ist.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
info/mehr_demokratie.
html
Eingaben und Be-
schwerden:
Probleme mit Entschei-
dungen der Verwaltung 
können als Petition an 
den BVV-Ausschuss ein-
gereicht werden.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik/bvv/formular.php

Bürgerbeteiligung bei 
Bebauungsplänen:
Bei neuen Bebauungs-
plänen sind Interventio-
nen möglich.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
organisationseinheit/
planen/
bebaungsplaene.html

BVV-Sondermittel:
„Zuschüsse für Verei-
ne, Bürgerinitiativen und 
Projekte aller Art“.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik/bvv/wissen.html
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Krasses Beispiel: Barbarossaplatz - das erste 
Haus mit einfachen kleinen Wohnungen ist abge-
rissen. Als nächstes soll die Schwäbische Straße 
7a+7b nach Plänen des Eigentümers folgen. Bi-
lanz: 130 erschwingliche Wohnungen verschwin-
den, ersetzt durch hochpreisige größere Eigen-
tumswohnungen (3.500 bis 4.000 €/qm). In 

anderen Häusern Schönebergs Luxussanierungen, 
Umwandlung in Eigentums- oder Ferienwohnun-
gen. Mietsteigerungen zwingen viele Haushalte ei-
nen steigenden Anteil des Einkommens für Woh-
nen auszugeben (bis über 50%).
Politik hat die „Sozialpflichtigkeit“ von Eigentum 
gegen Verwertungsinteressen durchzusetzen: DIE 
LINKE will Begrenzungen von Mietsteigerungen, 
Begrenzung und Befristung von „Modernisierungs-
aufschlägen“, realistische Sätze für Wohnkosten 
(Hartz IV und Grundsicherung) und angemessenes 
Wohngeld, Zweckentfremdungsverbot und neuen 
Sozialen Wohnungsbau.

Wut und Entsetzen waren bei der Einwohner-
versammlung am 23. April im  Gemeinschafts-
haus in Lichtenrade förmlich zu spüren. Über 
400 Anwesende nutzten dieses Treffen, das 
auf Antrag der PIRATEN: „Entwicklung in der 
Säntisstraße – Erhalt der Kleingartenkolonie – 
Erweiterung Logistikzentrum?“ zustande kam. 

Die betroffenen Anwohner fühlen sich mit ihrem 
Anliegen, die Kleingartenanlage zu erhalten, von 
der Politik nicht ernst genommen beziehungswei-
se verschaukelt. Besonders auf das Bezirksamt 
und insbesondere auf Stadträtin Klotz (Grüne) 
sind die Anwohner nicht gut zu sprechen. Stein 
des Anstoßes ist ein Beschluss (Drs. 1326; „Erhalt 
der Kleingartenkolonie“) vom 17.2.2010, der vom 
damaligen Stadtrat Krömer (CDU) nicht an den 
Senat weitergeleitet wurde. Tatsächlich wurde die-
ser Beschluss erst am 18. Februar 2013 von der 
seit 2011 zuständigen Stadträtin Klotz an die be-
treffende Senatsverwaltung weitergeleitet, obwohl 
sie gegenüber der Berliner Woche einen früheren 
Absendetermin angab. 
Fraktionen, die sich offensichtlich bemühen, 
Schaden von sich abzuwenden, und nun vorge-
ben, auf der „Seite der Kleingärtner und Anwoh-
ner“ zu stehen, lügen sich dabei selbst in die Ta-
sche. Allen war bekannt, dass nur mit einer Än-
derung des Flächennutzungsplans (FNP) durch 
die Senatsverwaltung ein Erhalt der Kolonie ge-
sichert wäre. Die in der BVV vertretenen Fraktio-
nen (insbesondere SPD und CDU) haben es nicht 

geschafft, über das Abgeordnetenhaus der Forde-
rung nach Erhalt der Kolonie den nötigen Nach-
druck zu verleihen. 

Die 100.000 m² Fläche sind seit Januar 2010 in 
Privatbesitz. Der Eigentümer möchte die Fläche in 
einen Gewerbepark verwandeln. Auf Bezirksebene 
wurden derweil hierfür Tatsachen geschaffen: Für 
die Grundstücke an der Säntisstraße wurden Bau-
vorbescheide für ein Logistikzentrum erteilt. Eine 
mögliche Ersatzfläche lehnt der Investor ab. 

Dies bedeutet über 30.000 LKWs mehr pro Jahr, 
so ein Anwohner. Mit Lärm und Feinstaub wä-
ren sie dann noch stärker konfrontiert, als es jetzt 
schon der Fall ist. Ein Strohhalm bleibt noch: Das 
Lärmgutachten des Umwelt- und Naturschutzam-
tes könnte eine andere gewerbliche Nutzung er-
fordern. Der Eigentümer könnte auf Wohnungs-
bau umsteigen, dies wurde als Variante bereits ins 
Spiel gebracht. Vor allem fürchten Bezirk und Se-
nat, schadenersatzpflichtig zu werden. Das macht 
ein Umdenken des Senats eher unwahrscheinlich. 

Statt für den Erhalt traditioneller privater Naher-
holung einzutreten, wird einmal mehr das Profit-
interesse eines Investors bedient. Außerdem ste-
hen für derart umweltschädliche und lärmintensi-
ve Gewerbe ausreichend geeignete Brachflächen 
in und um Berlin zur Verfügung.

Elisabeth Wissel

 

 

Säntisstraße (Marienfelde): 
Kleingärtner und Anwohner gehen auf 
die Barrikaden

Mieterverdrängung in Schöneberg
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Unsere 
Bezirksverordneten

Elisabeth Wissel
Telefon: 01577 34 62 721
wissel.elisabeth@googlemail.
com

Harald Gindra
Tel: 01525 45 25 000
Linke.bvv.ts@googlemail.com

Termine nach telefonischer 
Vereinbarung
Büro und Erreichbarkeit 
im Rathaus Schöneberg, 
Raum Neu 2115
Tel: 030/ 90 2 77 4898
Sprechstunde: 
Mittwochs 15 - 17 Uhr 

Arbeitskreis 
Kommunales (AKK)
In offener Diskussion, 
Gäste sind ausdrücklich 
eingeladen, begleitet der 
AKK unsere Arbeit in der 
BVV. Mitglieder, andere 
kommunal Interessierte und 
von bezirklichen Entschei-
dungen Betroffene können 
auf diese Weise Einfluss auf 
Vorlagen der BVV nehmen.

Akk-Termine: 
Sitzungsvorbereitung: 
Mo.13.05.., um 19 Uhr, am  
Fr. 31.05, um 18 Uhr, im 
Rathaus Schöneberg, Raum 
2115.
Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV)
Die nächste öffentliche 
BVV-Sitzung findet am Mi. 
15.05.2013, 17 Uhr, im 
Rathaus Schöneberg, BVV-
Saal statt. 
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BVV am 17. April 2013

Die BVV-Drs. sind unter: http://www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/bvv-online/allris.net.asp

Denkmalschutz wird ausgehöhlt
Auf eine Nachfrage, bezogen auf die Bürgeranfra-
ge zu der Euref-Reklame am denkmalgeschützten 
Gasometer, antwortete Stadträtin Klotz (Grüne) 
im März: „Richtlinien für die Beurteilung ... gibt es 
nicht“. Das Vorhaben sei im „Einvernehmen mit 
dem Landesdenkmalamt genehmigt“ worden. Nun 
wollte die  Bürgerin wissen, auf welcher Grundla-
ge solche Entscheidungen getroffen werden. Of-
fensichtlich sind die Bestimmungen sehr auf die 
Interessen des Eigentümers abgestimmt. Nach 
dem Denkmalschutzgesetz ist Denkmalschutz zu 
berücksichtigen, jedoch spielt die wirtschaftliche 
Nutzung eines Gebäudes dabei auch eine wichtige 
Rolle. Es liegt vor allem auch im Ermessen einer 
Behörde, Entscheidungen beziehungsweise Ge-
nehmigungen zu treffen. Stadträtin Klotz sprach 
auch von einer „Einvernehmensrichtlinie“, nach 
der im Fall Euref gehandelt wurde.

Ausstellung „Kunst und Phantasie gegen Mie-
terverdrängung“ findet BVV-Mehrheit
Die Beschlussempfehlung (Drs 552 Ursprung: An-
trag DIE LINKE) aus dem Ausschuss für Bildung 
und Kultur stieß bei der CDU auf heftige Ableh-
nung. Die LINKE-Verordnete Wissel wies auf die 
Wichtigkeit der mietenpolitischen Ausstellung hin, 
die sich mit dem aktuellen Problem vieler Bewoh-
ner gerade in Innenstadtbezirken beschäftigt. Die 
Ausstellung bringe vor allem zum Ausdruck, wie 
Wohnungsnot empfunden wird. Wie auch schon 
im Ausschuss, ereiferten sich CDU-Verordnete, 
die in die Ausstellung einen Aufruf zu kriminellen 
Handlungen hineininterpretierten. Der Verordne-
te Preussker (vorher Piraten, jetzt parteilos) un-
terstellte gar, die Ausstellung bewirke bei Investo-
ren möglicherweise eine Abschreckung. Des Wei-
teren wurden von der CDU die Kosten gegen das 
Zeigen der Kunstobjekte angeführt. Dies ist ein 

Ablenkungsversuch, denn bei sonstigen Ausstel-
lungen war dies nie ein Thema. Die CDU will nicht 
akzeptieren, wenn Bilder wie „No go area für so-
zial Schwache“ oder „Widerstand gegen Verdrän-
gung“ ausgestellt werden. Sie können es nicht bil-
ligen, weil dies ihr heiles Bild von der Gesellschaft 
in Frage stellt. Mit den unterstützenden Stim-
men der SPD, Grünen und Piraten wurde die Be-
schlussempfehlung abgestimmt. Die Ausstellung 
wird baldmöglichst an einem geeigneten öffentli-
chen Ort mit Publikumsverkehr gezeigt.

Volksbegehren über die Rekommunalisierung 
der Berliner Energieversorgung
Mit dem Antrag (Drs 597) von DIE LINKE, unter-
stützt von den Piraten, verschoben aus der März-
Sitzung, sollte über eine inhaltliche Willensbekun-
dung der BVV abgestimmt werden. Leider fand 
der Antrag keine Mehrheit, denn die bürgerlichen 
Parteien fanden den Antrag überflüssig. Es gebe 
schon einen Link-Hinweis auf das Bürgerbegeh-
ren auf der Homepage der Bezirksseite. Das soll-
te genügen. Dies ist jedoch nicht das gleiche wie 
eine positive Abstimmung der BVV. Denn darü-
ber würde deutlich, dass die gewählten Verordne-
ten ein wichtiges gesellschaftliches Anliegen un-
terstützen, das über das Bezirksamt in die Öffent-
lichkeit hinein vertreten würde. Bis zum 10. Juni 
2013 läuft die 2. Stufe des Volksbegehrens, ge-
tragen von einem Bündnis aus über 50 Initiativen 
und Organisationen. Das Volksbegehren fordert 
den Rückkauf der Energienetze und landeseige-
ne Stadtwerke, die nach ökologischen, demokra-
tischen und sozialen Kriterien arbeiten sollen. Er-
staunlich ist dabei das Verhalten der Grünen. Of-
fensichtlich unterstützen sie die Rekommunalisie-
rung nur halbherzig, aus Rücksicht gegenüber der 
Zählgemeinschaft mit der SPD.

Elisabeth Wissel

Widerstand am Barbarossaplatz
Kaum ist das eine Gebäude abgerissen – 106 klei-
ne, einfache Wohnungen weg an der Ecke zur Bar-
barossastr. 59/60 –, geht es an der gegenüberlie-
genden Ecke, an der Schwäbischen Straße, wei-
ter. Im Eckhaus (7a/7b) steht schon die Mehrzahl 
von 24 Wohnungen leer. Sieben Mieterinnen und 
Mieter versucht der Eigentümer jetzt raus zu kla-
gen (wegen „Verwertung“). Er plant Abriss und 
Neubau eines hochverdichteten, höheren Gebäu-
des mit höherwertigen, größeren Wohnungen. 
Das Stadtentwicklungsamt hat signalisiert, dass 
es zwar die Entwicklung bedauert, aber keine Mit-
tel hätte, das zu verhindern.

DIE LINKE hat sich in der BVV gegen das Vorha-
ben ausgesprochen und in einem Antrag (Drs. 
672 „Abriss von kleinen, einfachen Wohnungen 

nicht fördern“) ein Umsteuern gefordert. Der An-
trag liegt noch im Ausschuss. Wir sind gegen eine 
Entwicklung, wo Investoren Häuser nur aufkaufen, 
um einfache, teilweise ehemalige Sozialwohnun-
gen zu vernichten und mit teuren, größeren Eigen-
tumswohnungen große Profite aus Grundstücken 
rauszuholen. Das Amt signalisiert jetzt Investo-
ren, nicht mehr so freudig „Nachverdichtung“ bei 
bestehenden Gebäuden zu fördern. Aber vom Se-
nat muss jetzt endlich eine „Zweckentfremdungs-
verordnung“ derartige Investorenpraxis stoppen, 
Leerstand untersagen und Umwandlung in Eigen-
tumswohnungen genehmigungspflichtig machen.

BV H. Gindra
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Menschenrechte in Deutschland – 
keine Selbstverständlichkeit
Wenn in Deutschland von Menschenrech-
ten die Rede ist, geht es immer um die ande-
ren, etwa um Russland, wie zuletzt anlässlich 
des Staatsbesuchs von Putin. Es ist gut, auf 
die Verletzung von Menschenrechten in ande-
ren Ländern hinzuweisen. Mindestens genau-
so wichtig ist es, auch in Deutschland die Ein-
haltung von Menschenrechten anzumahnen. 
Azize Tank, Direktkandidatin für DIE LINKE in 
Tempelhof-Schöneberg, erklärt, warum sie ge-
nau dies zum Schwerpunkt ihrer Politik ge-
macht hat. Mit ihr sprach Alexander King: 

Azize, du engagierst dich zusammen mit dei-
nem Mann für soziale Menschenrechte. Was 
versteht ihr darunter? 

Mit meinem Mann Eberhard Schultz habe ich vor 
anderthalb Jahren eine Stiftung für soziale Men-
schenrechte und Partizipation gegründet, die es 
sich zur Aufgabe macht, die sozialen Menschen-
rechte zu stärken. Sie ist als gemeinnützig an-
erkannt. Unter sozialen Menschenrechten ver-
stehen wir das Recht auf soziale Sicherheit; das 
Recht auf Arbeit, gleichen Lohn und Koalitions-
freiheit; Erholung und Freizeit; soziale Betreuung, 
d.h. ein angemessener Lebensstandard bezüg-
lich Bekleidung, Wohnung, ärztlicher Versorgung 
etc.; Bildung und kulturelle Betreuung und die 
Freiheit des Kulturlebens. Diese sind in einer Rei-
he internationaler Abkommen enthalten, die auch 
Deutschland ratifiziert hat. 

Wie ist es um die sozialen Menschenrech-
te und ihre Realisierung  in Deutschland be-
stellt?

Im Grundgesetz sind sie nicht enthalten, deshalb 
können sie – im Gegensatz zu den Freiheitsrech-
ten (Meinungs- und Pressefreiheit, Folterverbot 
usw.) – vor den Gerichten nicht eingeklagt wer-
den. Und die früheren Errungenschaften des Sozi-
alstaates werden Schritte für Schritt abgebaut. 

Immer mehr Menschen in Deutschland wird ihr 
Recht auf Bildung, auf Wohnen und auf soziale 
und politische Teilhabe verweigert. Dies ist eine 
Folge der fehlgeleiteten Sozial- und Arbeitsmarkt-
politik der letzten 15 Jahre und insbesondere der 
Agenda 2010. Die Hartz-Gesetze, die Ausdehnung 
von Leiharbeit und Niedriglohn und die faktischen 
Renten- und Lohnkürzungen haben zu mehr Armut 
in Deutschland geführt – und gleichzeitig die Su-
perreichen immer reicher gemacht. Die gegenwär-
tige Wirtschafts- und Finanzkriese tut ein Übriges. 
Ich möchte festhalten: Armut ist eine Menschen-
rechtsverletzung.

In Deutschland haben immer mehr Menschen 
nicht genügend Einkommen, um sich und ihre Kin-
der gesund zu ernähren. Vor allem Familien mit 
Kindern, ältere Menschen, Erwerbslose und Arbei-
tende in den Niedriglohnbereichen sind von einer 
selbstbestimmten Ernährung zunehmend ausge-
schlossen. 
Ein anderes Beispiel: Der Umgang mit Flüchtlin-
gen, Asylsuchenden und Menschen ohne Papiere 
in der Bundesrepublik ist nicht menschenwürdig, 
ihnen werden Arbeit, angemessene Unterkunft 
medizinische Versorgung und Bildung weitgehend 
vorenthalten. .

Und wie steht es in dem Zusammenhang um 
die Partizipation?

Hierzu nur ein Beispiel: Alle Menschen haben ein 
Recht auf politische Teilhabe. Vielen Menschen 
mit Migrationshintergrund wird jedoch sowohl das 
aktive als auch das passive Wahlrecht vorenthal-
ten, selbst wenn sie schon Jahrzehnte hier leben 
und Steuern zahlen. 
Da ist also noch viel zu tun. Wie willst du es im 
Bundestag anpacken? 
Die in den UN-Pakten festgeschriebenen wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Menschen-
rechte (WSK-Rechte) müssen auch in unserer Ver-
fassung verankert, gesetzlich geregelt und indi-
viduell sowie kollektiv einklagbar werden. Ge-
rade hat Uruguay als 10. Land das Zusatzproto-
koll der WSK-Rechte von 2008 ratifiziert, das da-
mit in Kraft getreten ist. Ich möchte mich dafür 
einsetzen, dass ein Ratifizierungsprozess auch in 
Deutschland angeschoben wird. Das wäre ein ers-
ter wichtiger Schritt, zur Durchsetzung der so-
zialen Menschenrechte bedarf es dann weiterer 
Kämpfe auf allen gesellschaftlichen Ebenen und 
der Bündelung aller Kräfte für eine soziale Gerech-
tigkeit, die diesen Namen verdient.

Dazu gehört auch die Regelung der aktive Teilha-
be und Chancengleichheit aller benachteiligten 
Gruppen.

Neubau - 
„Goldgräberstimmung“
Geht es nach Planun-
gen von Senat und grün-
geführtem Stadtentwick-
lungsamt, wird sich der 
Bezirk an vielen Ecken er-
heblich verändern. Bis zu 
10.000 Neubauwohnun-
gen sind in Planung und 
stoßen an vielen Ecken 
auf Widerstand.
Viele sehen in der Art der 
Planungen das Freima-
chen von öffentlichem 
Raum für Investorenin-
teressen. Sicher braucht 
Berlin mehr Wohnungen, 
doch dort, wo was pas-
siert, entstehen meist 
größere, höherwertige Ei-
gentumswohnungen, die 
an dem drängendsten Be-
darf vorbeigehen. Statt-
dessen bräuchte es ein 
neues Sozialwohnungs-
programm des Senats! 
Selbst die städtische de-
gewo schafft es gerade 
mal, in Marienfelde (ganz 
am Stadtrand) Neubau-
Mieten von 7,50 bis 9 
Euro (kalt) anzukündigen.
In den innerstädtischen 
Gebieten kämpfen An-
wohner darum, dass aus 
stadtklimatischen und an-
deren öffentlichen Inter-
essen (mehr „Grün“) über-
haupt nicht gebaut wer-
den sollte (Eylauer Straße, 
Bautzener Straße, Tem-
pelhofer Feld - entlang 
des Tempelhofer Damms) 
oder zumindest „grüner“ 
und mit erschwinglichen 
Wohnungen (Güterbahn-
hof Wilmersdorf). Bei al-
len diesen Bauprojekten 
wird ehemals öffentliches 
Eigentum erst durch den 
Bebauungsplan zu wert-
vollem Bauland für die In-
vestoren. Eine IG Stadt-
planung von unten ver-
folgt kritisch, wie die Grü-
ne Fraktion in der BVV 
diese „Vorhabenbezoge-
nen Bebauungspläne“ vor-
antreibt. Am 14.5. findet 
eine Einwohnerversamm-
lung zur Bebauung Baut-
zener Straße statt.

BV H. Gindra

 Mach mit!

MAI_LUPE_2013_Color_GRAU_ .indd   4 07.05.2013   14:41:11



http://www.dielinke-tempelhof-schoeneberg.de/politik/die_lupe/ DIE LUPE Mai 2013  5    

Die südeuropäischen Schuldnerländer 
kreisen derzeit in einem erschreckend 
stabilen Orbit um die Diktate der Troi-
ka aus Europäischer Zentralbank, IWF 
und Europäischer Kommission. Wäh-
rend heute im Europa des Fiskalpakts 
und des Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus (ESM) eine Oligarchisierung zu 
beobachten ist,1 werden in links gerich-
teten Ländern Lateinamerikas seit eini-
gen Jahren die traditionellen Oligarchi-
en durch partizipative, radikale Demo-
kratie und Modernisierung der Sozial- so-
wie Rechtstaatlichkeit entmachtet oder 
enteignet bzw. erstmals zur Entrichtung 
von Steuern gezwungen. Der Philosoph 
Habermas nannte die EU ein „Eliten-
projekt“ und einschlägige Experten be-
zeichneten die - kaum erkennbare - eu-
ropäische Sozialpolitk als „organisierte 
Unverantwortlichkeit“.2 Angesichts die-
ser Schieflage gilt es für die Völker Euro-
pas in der gegenwärtigen Krise,3 sich ein 
Vorbild zu nehmen am auf sozialen Aus-
gleich und Frieden ausgerichteten ALBA-
Bündnis.4

1	  Die Gläubiger - das sind insbeson-
dere deutsche und französische Privatbanken 
- nutzen in Südeuropa die dortigen Kom-
pradorenbourgeoisien, um den dauerhaften 
und horrenden Schuldendienst repressiv 
abzusichern; dabei bildet sich eine zentraleu-
ropäische Finanzoligarchie hinaus, die sich 
auf Großindustrielle und andere Kapitalfrak-
tionen innerhalb der EU stützt, um den Olig-
archisierungsprozess effektiv voranzutreiben.
2	  Vgl. Jürgen Neyer, „Die halbierte 
Gerechtigkeit in der Europäischen Union“, 
2007. Die unsoziale Tendenz der europäischen 
Institutionen spiegelt sich auch in den EuGH-
Entscheidungen Viking, Laval und Rüffert 
von 2007 und 2008 wider, als das nationale 
Streikrecht sowie Tarifverträge zugunsten 
der Grundfreiheiten in Frage gestellt wurden. 
Weitere Kritikpunkte an der EU sind das häu-
fig genannte Demokratiedefizit (in Außen- 
und Sicherheitspolitik kann das Europäische 
Parlament immer noch nicht mitentscheiden), 
die sehr schwache demokratische Legitimität 
der Europäischen Kommission, die Aufrü-
stungsverpflichtung des Lissabon-Vertrags 
von 2009, die bellizistische Außenpolitik z.B. 
in Syrien und das repressive Abwehrsystem 
an den EU-Außengrenzen Frontex sowie das 
Lobbyismus-Problem in Brüssel: Experten 
schätzen die Anzahl der Lobbyisten insbeson-
dere der Großindustrie insgesamt auf 15.000, 
doch es gibt kein Lobbyistenregister.
3	  Die aktuelle Finanzkrise ist nur ein 
Folgephänomen eines viel grundsätzlicheren 
Problems, nämlich der Überakkumulation 
des Kapitals, welche seit den 1970er Jahren 
in einen neuen Krisenzyklus mündete. Nach 
Dr. Wolfgang F. Haug ist der Ruf nach einer 
Regulierung des Finanzmarkts eine nötige, 
aber letztlich doch bloß kosmetische Forde-
rung; die demokratisch-soziale Revolution ist 
unabdingbar, zumal es in der Krise nur eine 
Frage der Zeit ist, bis autoritäre Strukturen 
an die Stelle demokratischer Partizipation 
gesetzt werden (vgl. Oskar Negt, in APuZ 
vom 4.02.2013).
4	  ALBA = Bolivarische Allianz für 

Wofür steht die Bolivarische Allianz?
Die Bolivarische Allianz entstand Ende 
2004 auf Initiative Venezuelas und Ku-
bas, 2006 kam Bolivien, 2007 Nicaragua 
hinzu und 2009 zudem Ecuador sowie 
zwei karibische Inselrepubliken. Die fünf 
Kernstaaten des antiimperialistischen 
Bündnisses werden von sozialistischen 
Präsidenten regiert. So schuf die außen-
politisch pazifistische Allianz gegenüber 
dem zwischen den USA und Chile vor 10 
Jahren geschlossenen bilateralen Frei-
handelsabkommen eine Gegenstrate-
gie, die nicht auf Freihandel, sondern auf 
Kompensation und Komplementarität 
im Außenhandel beruht - als eine Ant-
wort auf die seit einer Dekade mit zahl-
reichen süd- und mittelamerikanischen 
Staaten unterzeichneten Freihandelsab-
kommen der USA. 

Der ALBA-Handelsvertrag der Völker 
(ALBA-TCP, Tratado de Comercio de los 
Pueblos) ist von Beginn des Bündnisses 
dessen wesentlicher Integrationsmecha-
nismus. Damit setzen die Mitgliedsländer 
gemeinsam auf eine radikale wirtschaft-
liche Alternative im internationalen Han-
del, welche erstmals seit dem Ende der 
Sowjetunion auf gegenseitige Ergänzung 
und reziproke Entwicklung der Volks-
wirtschaften statt auf Profit und Konkur-
renz ausgerichtet ist. 

Die europäische Integration via Frei-
handel versus ALBA-Integration für 
die Völker
Der europäische Binnenmarkt begann 
1957 in wirtschaftlicher Hinsicht mit ei-
ner Freihandelszone plus Zollunion. Im 
Gemeinsamen Markt ist die kapitalisti-
sche Konkurrenz unter den EU-Mitglied-
staaten schrankenlos freigesetzt. Die-
se regionale Liberalisierung erlaubt kei-
ne nationalen Präferenzen mehr bei-
spielsweise für industrielle Entwick-
lung, sodass gemäß den Entwicklungs-
gesetzen des Kapitalismus die freige-
setzte Konkurrenz zu Gewinner- und Ver-
liererstaaten führte. Berlin nahm da-
bei die Rolle der führenden kapitalis-
tischen Regionalmacht ein: Die Agen-
da 2010 aus dem Jahr 2003 verwüste-
te indirekt die Arbeitsmärkte Südeuro-
pas und wirkte in Deutschland selbst wie 
eine „Arbeitskräfteflatrate“,5 die folglich 

die Völker unseres Amerika; „unser Amerika“ 
bezieht sich auf den antikolonialen Diskurs 
Lateinamerikas seit dem Werk des kubani-
schen Freiheitskämpfers José Martí mit dem 
Titel „Unser Amerika“ von 1891.
5	  Vgl. J.O. Arps, „ak“ vom 
15.03.2013.

Was können wir Europäer von der Bolivarischen Allianz (ALBA) lernen?
Arbeitslosigkeit in die weniger wettbe-
werbsfähigen Länder der EU exportierte.

Die Bolivarische Allianz – politisches 
Projekt des Sozialismus des 21. Jahr-
hunderts
Während die EU als Staatenverbund sui 
generis gilt, weil sie zusätzlich zu inter-
gouvernementalen Integrationsberei-
chen6 auch - und dies ist weltweit ein-
malig - supranationale Kompetenzen 
umfasst,7 muss ALBA als sozialistisches 
Bündnis verstanden werden, weil es den 
Primat des Freihandels überwunden hat 
und stattdessen seit Februar 2010 mit 
der Buchwährung SUCRE8 handelt, wel-
che mit dem Euro-Vorläufer ECU ver-
gleichbar ist.9 Die Mechanismen des SU-
CRE gegen Handelsbilanz-Ungleichge-
wichte unter den Mitgliedsländern der 
Bolivarischen Allianz sind ein bedeuten-
der Bestandteil des Bündnisses: Bei zu 
hohen Leistungsbilanzüberschüssen ei-
nes ALBA-Mitgliedslandes kann der Re-
gionale Monetäre Rat (CMR) z.B. ent-
scheiden, diese Überschüsse in einen re-
gionalen Reservefonds umzuleiten (Fon-
do de Reservas y Convergencia Comer-
cial). 

So stellt die Bolivarische Allianz eine 
reale Alternative zur „kannibalischen 
Weltordnung“ des imperialistischen 
Spätkapitalismus dar (Jean Ziegler) – ein 
in vielerlei Hinsicht wegweisendes und 
integratives Vorbild für die Völker der 
sich zunehmend desintegrierenden EU.

Tobias Baumann

6	  Dazu zählt z.B. die gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik der EU.
7	  Hierzu gehört z.B. EU-Handels-
politik, welche keinerlei Zustimmung durch 
die Mitgliedstaaten benötigt und daher nicht 
intergouvernemental, sondern supranational 
angelegt ist.
8	  SUCRE = spanisches Kürzel für 
Einheitliches System für regionalen Zahlungs-
ausgleich.
9	  Die 1979 maßgeblich von Frank-
reich und Deutschland lancierte EG-Buch-
währung ECU war stets an der DM ausge-
richtet, während der SUCRE eine virtuelle 
Währung mit flexiblem Wechselkurs ist. Die 
Idee einer internationalen Verrechnungswäh-
rung (vgl. Currency Unit Bancor), die zu 
hohe Handelsbilanzdivergenzen und somit 
Handelskriege verhindern helfen sollte, war 
bereits Ende der 1940er Jahre international 
weithin Konsens, doch leider scheiterte dieser 
progressive Ansatz zur Einhegung kapitalisti-
scher Expansionsstrategien Ende der 1940er 
Jahre am Widerstand des US-Kongresses, 
sodass sich zu Ungunsten der fortschrittlichen 
Ansätze der Havanna-Charta nur die liberalen 
Elemente (GATT) durchsetzten.
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Innerhalb von zehn Jahren 
hat sich die Zahl der Leih-
arbeiterinnen und Leih-
arbeiter verdreifacht: auf 
mehr als 900 000 im Jahr 
2012. SPD und Grüne ha-
ben 2003 die Grundla-
ge dafür gelegt. Jede zeit-
liche Beschränkung für 
den Einsatz von Leihar-
beit wurde abgeschafft 
und der »Tarifvorbehalt« 
eingeführt. Leiharbeite-
rinnen und Leiharbeiter 
werden seitdem schlech-
ter bezahlt, wenn es einen 
speziellen Leiharbeitsta-
rifvertrag gibt - wie in den 
meisten Leiharbeitsunter-
nehmen. Sie werden wie 
Beschäftigte zweiter Klas-
se behandelt: kein Kündi-
gungsschutz im Einsatz-
betrieb, ihre Perspektiven 
sind unsicher und das Ri-
siko ist groß, den Arbeits-
platz wieder zu verlieren. 
Die Belegschaften werden 
gespalten. Die schlechten 
Löhne und Standards dis-
ziplinieren alle Beschäf-
tigten. 
Die Lüge: Leiharbeit ist 
notwendig, um Personal-
engpässe auszugleichen. 
Aber: Die Hälfte der Leih-
arbeiterinnen und Leih-
arbeiter bleibt länger als 
drei Monate im ausleihen-
den Unternehmen. Das 
kann nicht mit Auftrags-
spitzen und kurzfristigen 
Personalengpässen be-
gründet werden. 
Die Lüge: Leiharbeit ist 
eine Brücke für Leiharbei-
terinnen und Leiharbeiter 
in den Arbeitsmarkt. 
Aber: Nur sieben Prozent 
der Leiharbeiterinnen und 
Leihabeiter, die vorher er-
werbslos waren, kommen 
in eine dauerhafte regulä-
re Beschäftigung. Leihar-
beit ist vor allem gut für 
den Profit.
Fortsetzung auf S. 7 

Gleiche Rechte, 
gleicher Lohn! 
Kein Lohndumping 
über Leiharbeit.

Macht Nägel mit Köpfen: Präsident Morales bei 
seinem 1.-Mai-Auftritt Foto: dpa
»Die USA konspirieren weiter«, erklärte der Links-
politiker Evo Morales am Mittwoch (Ortszeit) vor 
einer riesigen Menschenmenge in La Paz. »Wir 
haben entschieden, dass USAID des Landes ver-
wiesen wird«, sagte der Präsident von der Regie-
rungspartei Bewegung zum Sozialismus (MAS) in 
seiner Rede auf der Plaza Murillo im Regierungs-
viertel. Der Rauswurf der Behörde, teilte der Sozi-
alist mit, sei in »enger Absprache« mit regierungs-
nahen sozialen Bewegungen und Gewerkschaften 
beschlossen worden.
USAID werde »nie wieder manipulieren und unse-
re Gewerkschaftsgenossen gegen uns benutzen«, 
kritisierte der einstige Koka-Bauer die »permanen-
te Einmischung« durch die Vereinigten Staaten. 
Washington habe erst kürzlich wieder sein wahres 
Gesicht gezeigt, als Außenminister John Kerry bei 
einer Senatsanhörung Ende April Lateinamerika 
und die Karibik als »Hinterhof« der USA bezeich-
net hatte, auf die es eine Auge zu werfen gebe.
»Sicher glauben sie, dass hier Politik und Wirt-
schaft noch manipuliert werden kann, aber diese 
Zeiten sind vorbei«, rief das erste indigene Staats-
oberhaupt in Boliviens Regierungspalast selbstbe-
wusst. Im September 2012 hatte bereits Russland 
die US-Behörde mit ähnlicher Begründung vor die 
Tür gesetzt.
»Uns wurden nur Krümel gegeben«, urteilt MAS-
Senator Isaac Ávalos. Seit 1964 ist die welt-
weit agierende Entwicklungsbehörde im Anden-
land vor Ort, kümmert sich offiziell um Armuts-
bekämpfung, Bildung, Landwirtschaft und De-
mokratie. »Es wurden doch nur Projekte umge-
setzt mit dem Ziel, die gesellschaftlichen Gruppen 

Morales setzt US-Behörde vor die Tür
Boliviens Linksregierung beschuldigt USAID der 
»Einmischung in innere Angelegenheiten«

gegeneinander auszuspielen«, findet Ávalos, lang-
jähriger Vorsitzender von Boliviens mächtiger 
Landarbeiterbewegung CSUTCB. Zuletzt beim 
Konflikt um den Bau einer Straße durch den indi-
genen Naturpark TIPNIS habe USAID direkten Ein-
fluss auf die Vereinigung der Tieflandindigenen ge-
nommen. Heute ist die Konföderation der indige-
nen Völker Boliviens in zwei Lager geteilt, eines 
auf Morales-Seite, eines auf Seiten der Rechten in 
der Oppositionshochburg Santa Cruz.
In Washington reagierte man kühl auf die Abfuhr. 
»Die Vereinigten Staaten bedauern die boliviani-
sche Entscheidung zutiefst«, gab Außenamtsspre-
cher Patrick Ventrell auf einer Pressekonferenz 
bekannt. Zwischen beiden Staaten herrscht Eis-
zeit. War das 12-Millionen-Einwohnerland im Sep-
tember 2008 durch Sezessionsbestrebungen der 
von USAID mit Millionengeldern subventionierten 
Tiefland-Opposition knapp einem Bürgerkrieg ent-
gangen, so verschlechterte die Ausweisung von 
US-Botschafter Philip Goldberg im selben Monat 
wegen »Einmischung in innere Angelegenheiten« 
das Verhältnis zur damaligen Bush-Administrati-
on weiter. Die hatte das linksregierte Andenland 
wegen seiner an Venezuela und Kuba angelehn-
ten Politik in die »Achse des Bösen« gelistet. 2012 
einigte sich La Paz mit der Obama-Regierung auf 
mehr Transparenz in der Entwicklungshilfe. Doch 
dieser Kuschelkurs ist vorbei. Außenminister Da-
vid Choquehuanca muss die Ausweisung nur noch 
formal anordnen.
http://www.neues-deutschland.de/
artikel/820441.morales-setzt-us-behoerde-vor-
die-tuer.html
Von Benjamin Beutler
03.05.2013

Foto: dpa
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Der Tarifvertrag zur Zeit-
arbeit läuft aus - eine 
gute Gelegenheit, um si-
cherzustellen, dass es 
in Zukunft kein Lohn-
dumping über Leiharbeit 
mehr gibt.
Wir fordern gleichen 
Lohn für gleiche Arbeit 
und gleiche Rechte für 
alle Beschäftigten! Wir 
wollen ein Verbot der 
Leiharbeit. Bis dahin for-
dern wir für die Beschäf-
tigten in Leiharbeit einen 
Flexibilitätszuschlag. Der 
Einsatz von Leiharbeit 
darf nur mit Zustimmung 
des Betriebsrates erfol-
gen. Die Dauer der Leih-
arbeit muss auf wenige 
Monate begrenzt werden.
Für starke Gewerkschaf-
ten und gute Arbeit. Am 
1. Mai und jeden Tag im 
Jahr.
Jetzt selbst aktiv werden: 
www.linksaktiv2013.de

Nicolás Madu-
ro wurde am 
23. November 
1962 in Cara-
cas geboren. 
In den 1980er 
Jahren schloß 
er die im Wes-
ten von Ca-
racas gelege-
ne Oberschu-

le Liceo Avalos ab. Er war Mitglied der Sozi-
alistischen Liga (Liga Socialista) und begann 
nach dem Schulabschluß als Busfahrer bei 
den städtischen Verkehrsbetrieben in Caracas 
zu arbeiten. Dort war er als Gewerkschafter ak-
tiv und war bereits 1990 ein herausragender Ge-
werkschaftsführer. 
In den Reihen der Revolutionären Bolivarischen 
Bewegung 200 (Movimiento Bolivariano Revoluci-
onario - MBR-200) war Nicolás Maduro u.a. aktiv 
am Wahlkampf 1998 beteiligt, aus dem Hugo Chá-
vez als Wahlsieger hervorging. 

Durch seine jetzige Frau Cilia Flores lernte er 
Hugo Chávez kennen, als dieser seine Gefängnis-
strafe nach dem gescheiterten Aufstand vom Fe-
bruar 1992 absaß. Maduros Frau war damals als 
Prozeßbevollmächtigte und ehemalige Abgeord-
nete für den Hauptstadtbezirk mit dem Kampf um 
seine Freilassung betraut. 

Als Mitglied der Verfassunggebenden Versamm-
lung wirkte Nicolás Maduro von August 1999 
bis Januar 2000 als Vorsitzender der Kommissi-
on Bürgerbeteiligung und als Mitglied der Wirt-
schafts- und Sozialkommission bei der Erarbei-
tung der neuen venezolanischen Verfassung mit. 

Im Jahre 2000 wurde er zum Abgeordneten der 
Nationalversammlung gewählt. Nach seiner Wie-
derwahl im Jahre 2005 wurde er mit dem Amt des 
Parlamentspräsidenten betraut, das er bis zum 
August 2006 innehat. . Als Abgeordneter und Prä-
sident des Parlaments arbeitete er intensiv bei 
der Abfassung von Gesetzen und revolutionä-
ren Maßnahmen mit, die von der Regierung Hugo 
Chávez auf den Weg gebracht wurden. So war er 
Vorsitzender des Ständigen Ausschusses für In-
tegrale Soziale Entwicklung, Mitglied der Ständi-
gen Kommission für Bürgerbeteiligung, Dezentra-
lisierung und Regionale Entwicklung. Zudem war 
er Mitglied der Sonderkommission, die mit der Er-
arbeitung der Geschäftsordnung des Parlamentes 
beauftragt war, und der Gemischten Kommission 
zur Untersuchung des Gesetzentwurfs, mit dem 
der Staatspräsident bevollmächtigt werden sollte, 
auf übertragenen Gebieten Dekrete mit Gesetzes-
kraft zu erlassen, und für Gesetzesinitiativen zur 
Förderung von Arbeitsplätzen. Außerdem war er 
während seiner Zeit als Parlamentsabgeordneter 
auch Mitglied des Finanzausschusses, des Ständi-
gen Unterausschusses für Finanzpolitik, Banken, 
Versicherung und Finanzkoordinierung. 

Nicolás Maduro gehörte den Parlamentarischen 
Freundschaftsgruppen Venezuela – Argentinien, 
Venezuela – Syrien, Venezuela – Demokratische 
Arabische Republik Sahara und Venezuela – Chi-
na an. 

Wer ist dieser Gewerkschaftsführer 
und junge Politiker, für den 
Präsident Hugo Chávez das Volk 
um Unterstützung bat, falls er selber 
nicht mehr zur Verfügung stünde?

Am 9. August 2006 wird er als Außenminister in 
das Kabinett der Regierung von Hugo Chávez be-
rufen. Dieses Amt übte er fast 7 Jahre bis 2013 
aus. Er leistete hier entscheidende Arbeit bei der 
Belebung der internationalen Beziehungen Vene-
zuelas. Geprägt waren diese Jahre durch den Bei-
tritt Venezuelas in den MERCOSUR sowie durch 
Gründung und das Voranbringen solch wichti-
ger regionaler Organisationen wie UNASUR (Uni-
on der Südamerikanischen Staaten) und CELAC 
(Vereinigung der lateinamerikanischen und karibi-
schen Staaten). 
Als Chef der venezolanischen Diplomatie war er 
eine Schlüsselfi gur bei der Unterzeichung bilate-
raler Abkommen mit China, Rußland, Belarus und 
dem Iran. Zugleich kritisierte er die Politik der 
USA-Regierung und führte z.B. zum in Cartagena 
abgehaltenen amerikanischen Gipfeltreff en aus: 
„Obama ignoriert die in unseren Ländern existie-
rende Realität, handelt mit großem Zynismus, ei-
ner großen Perversion. Bedauerlicherweise hat er, 
auch nach drei Jahren im Amt, den Zynismus und 
die Perversion seines Amtsvorgängers George W. 
Bush übernommen.“ 
In diplomatischen Kreisen bescheinigt man ihm, 
eine „neue Form der Diplomatieausübung“ zu be-
treiben. Seine Fähigkeit, Übereinstimmung zu er-
zielen und divergierende Auff assungen zu über-
winden, ist bei den Integrationsprozessen in La-
teinamerika lebenswichtig gewesen. Er war eine 
Art Bollwerk in der Regierung, um schwierige Situ-
ationen zu meistern wie z.B. der Abbruch der Be-
ziehungen zu Kolumbien oder das Verhältnis zu 
den Vereinigten Staaten von Amerika. 
Am 10. Oktober 2012 ernannte Hugo Chávez 
ihn zum Vizepräsidenten. Er löste Elías Jaua 
ab, der dieses Amt aufgeben mußte, da er 
sich bei den anstehenden Wahlen um den 
Gouverneursposten in Miranda bewarb.                                           
Während eines Fernsehauftritts am 8. Dezember 
2012, in dem Hugo Chávez ankündigte, sich einer 
erneuten Krebsoperation in Kuba zu unterwerfen, 
bat dieser zugleich darum, daß Nicolás Maduro 
zu seinem Nachfolger ins Präsidentenamt gewählt 
werden solle, falls er dauerhaft nicht mehr dazu in 
der Lage sein sollte, dieses Amt auszuüben. 

Mit Hugo Chávez‘ Ableben am 5. März 2013 wur-
de Nicolás Maduro als Vizepräsident gemäß Arti-
kel 233 der venezolanischen Verfassung automa-
tisch Übergangspräsident. 
In Übereinstimmung mit der Verfassung legte er 
in der entstandenen Situation am 8. März seinen 
Amtseid als amtierender Präsident ab, um Neu-
wahlen innerhalb der folgenden 30Tage auszuru-
fen. Die Vereidigung fand im Ehrensaal der Militär-
akademie der Nationalgarde während einer Son-
dersitzung statt. 
Dem politischen Testament des verstorbenen Prä-
sidenten Hugo Chávez Respekt zollend, ließ sich 
Nicolás Maduro Moros am 11. März beim Natio-
nalen Wahlrat als Kandidat des Chávez-Lagers für 
die Präsidentschaftswahlen am 14. April 2013 re-
gistrieren, um das Vermächtnis von Hugo Chávez 
fortzusetzen.                                                                

(aus „El Siglo“ Nr. 1654, Übersetzung:    
     Gerhard Mertschenk) 

Nicolás Maduro Moros: Vom Busfahrer zum Präsidenten

21. MAI 2013 
Die Anden glauben nicht 
an Gott
Regie: Antonio Eguino/
Lange: 105 min./Jahr: 
2007/Original mit engli-
schen Untertiteln.
22. MAI 2013 
INSURGENTES 
Regie: Jorge Sanjinés/
Lange: 108 min/Jahr: 
2012/Original mit engli-
schen Untertiteln.
23. MAI 2013 
EL DIA QUE MURIO EL 
SILENCIO
Regie: Paolo Agazzi/Lan-
ge: 108 min./Jahr: 1998/
Original mit englischen 
Untertiteln.
24. MAI 2013
ZONA SUR
Regie: Juan Carlos Val-
divia/Lange: 108 min./
Jahr: 2009/Original mit 
deutschen Untertiteln.
27. MAI 2013
INALMAMA
Regie: Eduardo López 
Zavala/Lange: 105 min./
Jahr: 2008/Original ohne 
Untertiteln.Freies Muse-
um, Bulowstr. 90, 10783

Bolivianisches 
Filmfestival

Morales setzt US-Behörde vor die Tür
Boliviens Linksregierung beschuldigt USAID der 
»Einmischung in innere Angelegenheiten«

Gleiche Rechte, glei-
cher Lohn
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DIE LINKE.
Tempelhof - Schöneberg
Bezirksgeschäftsstelle:
Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Öff nungszeiten:
Di. u.  Do: 11 - 18 Uhr
Fr: 11 - 15 Uhr
Telefon: 21 99 71 40
Fax: 217 29 26
e-Mail: bezirk@die-linke-
tempelhof-
schoeneberg.de
Webseite: 
www.dielinke-
tempelhof-schoeneberg.
de
Termine in der 
Roten Insel
Mitgliederversamm-
lung: 
16.05. um19 Uhr
Telefonisch erfragen
Bezirksvorstand
06., 22.05.,19.30 Uhr 
Basisorganisationen:
BO Schöneberg
07.05. um 19 Uhr
BO Tempelhof
Telefonisch erfragen 
BO Arbeit-Soziales
29.05.,19 Uhr
BO Migration und 
Antirassismus
Telefonisch erfragen
Arbeitskreis 
Kommunales (AKK) 
siehe bitte S. 3 
Sondertermine: 
Inselgespräche
Telefonisch erfragen
Jobcenter-Tag
Telefonisch erfragen
Lesekreis
Telefonisch erfragen 
Jugendcafé               
13. Mai, 19.30 Uhr

Wir zeigen "Der Grosse 
Ausverkauf" ein Film von 
Regisseur Florian Opitz.
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Mieter-Aufruf: Gentrifi zierung - Wir sind 
an Ihren Erfahrungen interessiert!
DIE LINKE als kleine Partei in einem großen Be-
zirk kann nicht überall sein. Wir wollen aber her-
ausfi nden, in welchem Umfang und mit welchen 
Methoden sich Ihre Nachbarschaft verändert. Wa-
rum Mieter mit kleinem Einkommen wegziehen 
müssen und sich die sogenannte „Aufwertung“ 
von Kiezen breit macht.
Deswegen bitten wir Sie um Informationen: Wo 
werden aufwändige Sanierungen geplant, verbun-
den mit der Ankündigung erheblicher Mietsteige-
rungen? Wo werden ganze Häuser „leergezogen“ 
um grundzusanieren und anschließend in Eigen-
tumswohnungen umzuwandeln? Wo werden Woh-
nungen zu Ferienwohnungen umgewandelt oder 
bereits als solche genutzt? Wo werden die weitge-
henden Mieterhöhungsspielräume extrem ausge-
nutzt? Wo werden Wohnungswechsel zu extremen 
Mieterhöhungen genutzt? Wo müssen Hartz-IV-

Haushalte Wohnungen räumen, weil sie eine Auf-
forderung des JobCenters erhielten, ihre Mietkos-
ten zu senken?
Wir wollen Ross und Reiter nennen, weil wir nicht 
nur aus nüchternen Statistiken die Änderung der 
Lebensumstände von so vielen Menschen in un-
serem Bezirk bewerten wollen. Wir wollen die-
se Erfahrungs- und Wissenssammlung in politi-
sche Initiative umsetzen: krasse Fälle öff entlich 
machen, die Vernetzung und den Widerstand un-
terstützen und im Rahmen unserer Möglichkei-
ten auf Bezirks-, Landes- und Bundesebene parla-
mentarische Initiativen anstoßen. 
Helfen Sie uns dabei!
Mieter-Notrufe an: Mi. 15-17 Uhr: 902 77 48 98
Per E-Mail an Linke.BVV.TS@googlemail.com       
oder per Post an: DIE LINKE, Feurigstraße 68, 
10827 Berlin

http://www.dielinke-tempelhof-schoeneberg.de/politik/die_lupe/ 8DIE LUPE Mai 2013      

Mieter-Aufruf: Mieter-Aufruf: 

Ich mache aktiv im Wahlkampf mit!
Ja, ich möchte im Bundestagswahlkampf aktiv werden und meine Ideen und mein Enga-
gement und mein Wissen einbringen. Bitte haltet mich über die weiteren Pläne auf den 
Laufende und informiert mich über konkrete Wahlkampfaktivitäten!

Name, Vorname                                                  E-Mail Adressen

PLZ, Ort                                                               Straße, Nr.

Telefon                                                                Mobiltelefon                                                 
Ich bin Mitglied der LINKEN     Ja        Nein        Ich Möchte Mitglied werden

Ort, Datum, Unterschrift
Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin, Kennwort "Linksaktiv2013", Fax:030 -24 00 92 80
Rückfragen: Linksaktiv@die-linke.de oder Tel: 030 -24 00 91 11, www.linksaktiv.de

„Ja, ich unterstütze DIE LINKE!“ 
Und dafür gibt es viele Gründe: Eine starke LINKE kann vieles verändern, wie wir an den aktuellen 
Debatten über Mindestlohn und Steuergerechtigkeit oder an der Abschaff ung der Praxisgebühr sehen. 
Zugleich zeigen die aktuellen Versuchen vieler Medien (und nicht zuletzt der SPD), die Agenda 2010 
trotz ihrer verheerenden sozialen Auswirkungen schön zu reden: Eine starke LINKE ist auch weiterhin 
dringend notwendig. Schon wird mit einer Agenda 2020 gedroht. Wenn Koalition, SPD, Grüne und die 
Unternehmen von „Wettbewerbsfähigkeit“ sprechen, dann wissen wir: Es wird ein weiterer Angriff  auf 
unsere Löhne, Renten und Sozialtransfers vorbereitet. Deshalb: DIE LINKE stark machen! Wer den 
Wahlkampf der LINKEN im Tempelhof-Schöneberg unterstützen will, kann sich ab sofort als Unterstüt-
zer/in anmelden: unter LINKSAKTIV 2013

Siehe Auch WAHLAKTIV:
www.die-linke.de/linksaktiv2013/aktivierung
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